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Anfrage in der Fragestunde der Fraktion der SPD 
 
 
Die Präambel unserer Landesverfassung ist gemeinsamer Auftrag für Bürger und Staat 
 
Wir fragen den Senat: 
 

1. Wie wertet der Senat, den Versuch eines AfD-Mitgliedes ihr missliebige 
Unterrichtsinhalte mittels Dienstaufsichtsbeschwerde aus dem Unterricht zu 
verbannen und wann wird der Senat eine entsprechende Dienstaufsichtsbeschwerde 
gegen einen Lehrer, der seine Schülerinnen und Schüler öffentlichen 
Verlautbarungen zufolge hinsichtlich der rechtspopulistischen und 
ausländerfeindlichen Politik der AfD sensibilisiert hat, beantworten? 
 

2. Wird der Senat bei dem in den Raum gestellten denunziatorischen Zwangsoutings 
von Lehrerinnen und Lehrern durch die AfD die Verletzung der einschlägigen 
Tatbestände zum Schutz von Ehre, Privatsphäre und öffentlichem Frieden zur 
Anzeige bei der Staatsanwaltschaft bringen? 
 

3. In welcher Form wird der Senat betroffenen Lehrerinnen und Lehrern angemessenen 
Rechtsschutz bei möglichen zivilrechtlichen Auseinandersetzungen mit der AfD 
gewähren. 

 
 

Mustafa Güngör, Björn Tschöpe und Fraktion der SPD 


